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Religion hat Konjunktur. Zwar werden in 

Deutschland die Kirchen immer leerer, 

aber dennoch hat sich Religion in den 

 letzten Jahren kraftvoll in die öffentliche 

Wahrnehmung geschoben. Zweifellos ist 

Religion verstärkt auf die politische  Agen-

 da zurückgekehrt. Die Liste der Themen 

ist lang und reicht vom religiös verbräm-

ten internationalen Terrorismus über die 

 Aus einandersetzungen um Kruzifi x, Kopf-

tuch und Karikaturen bis zum Streit um 

den staatlichen Werteunterricht an Berli-

ner Schulen.

Die Debatten drehen sich stets auch um 

die  Frage,  ob  Deutschland  überhaupt 

 Religion braucht, und wenn ja, welche und 

wie viel. Dabei geht es grundsätzlich um 

das Verhältnis von Religion und säkularer 

Vernunft und konkret um Aufgaben und 

Funktion von Religion in der pluralisti-

schen Gesellschaft. Braucht der säkulare 

Staat Religion? Sind Kirchen und Reli-

gionsgemeinschaften tatsächlich geeig-

nete Sinn- und Wertelieferanten für die 

säkulare  Gesellschaft?  Und  muss  nicht 

zu letzt vor dem Hintergrund der mittler-

weile  großen  nichtchristlichen  Religio -

nen in Deutschland das Staat-Kirche-Ver-

hältnis neu geordnet werden?
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Die Frage, ob der Staat Religion braucht, ist gera-
dezu eine Grundkonstante der Geschichte und doch 
zugleich eine höchst aktuelle: Es geht um die Ver-
hältnisbestimmung von Religion und Politik, von 
Kirche und Staat. Dieses Verhältnis wurde in den 
unterschiedlichen historischen Epochen auf ganz 
verschiedene Weise austariert und war alles an-
dere als ein statisches. Jede Epoche hat, zum Teil 
mit schweren Kämpfen, um die Verhältnisbestim-
mung gerungen. Dominierte im Abendland lange 
Zeit Religion den Diskurs, verschoben sich seit der 
Aufklärung die Gewichte zugunsten von Staat und 
säkularer Vernunft. Kirche und Religion und ihr 
Einfl uss auf politische Gemeinwesen und staatli-
ches Handeln nahmen im Vergleich zu früheren 
Epochen deutlich ab. Die dieses Phänomen be-
schreibende Säkularisierungstheorie ging von 
einem fortschreitenden Bedeutungsverlust von 
Religion bzw. ihrer Privatisierung und damit ein-
hergehend ihrem Unsichtbarwerden in der Mo-
derne aus. Und in der Tat leerten sich die Kirchen 
in Deutschland im 20. Jahrhundert beträchtlich, 
und auch die Frömmigkeitspraxis wandelte sich 
deutlich. Dennoch können wir in den letzten Jahr-
zehnten einen gegenläufi gen Prozess ausmachen: 
Religion ist verstärkt auf die politische Agenda zu-
rückgekehrt. Und dies nicht nur wegen der global 
zu beobachtenden religiös verbrämten Gewalt, sei 
es im Nahen Osten, beim internationalen Terroris-
mus oder bei den fundamentalistischen Bewegun-
gen aller Couleur, sondern auch in Deutschland hat 
Religion – zumindest in den Medien – Konjunktur. 
Exemplarisch seien nur die drei „K“ genannt, die in 
der Bundesrepublik teils heftige Debatten ausge-
löst haben: Kruzifi x, Kopftuch und Karikaturen.

Insgesamt zeichnet sich im Verhältnis von politi-
scher Öffentlichkeit und gesellschaftlichen Lebens-
welten in einer Reihe europäischer Länder eine 
paradoxe Doppelbewegung ab. Während die kir-
chengebundene Gläubigkeit deutlich zurückgeht, 
scheint der Anspruch der Sprecher der Kirchen 
im öffentlichen Raum eher zu wachsen. Wie ver-
trägt sich diese voranschreitende christliche Resa-
kralisierung der Öffentlichkeit mit dem religions-

neutralen und pluralistischen Staat? Welche Kon-
sequenzen ergeben sich aus diesen Entwicklungen? 
Es stellt sich ganz grundsätzlich die Frage, ob 
Deutschland überhaupt Religion braucht, und wenn 
ja, welche und wie viel. Hierbei geht es um das 
Verhältnis von Religion und säkularer Vernunft 
und konkret um die Aufgabe und Funktion von Re-
ligion in der pluralistischen Gesellschaft. Braucht 
der säkulare Staat Religion, weil er – wie Ernst-
Wolfgang Böckenförde in klassischer Weise formu-
lierte – von Voraussetzungen lebt, die er selbst 
nicht garantieren kann?

Aber sind Kirchen und Religionsgemeinschaften 
tatsächlich geeignete Sinn- und Wertelieferanten 
für die säkulare Gesellschaft? Welchen Beitrag 
kann, darf und soll religiöser Glaube zur kulturellen 
Orientierungsfi ndung, zum gesellschaftlichen Kon-
sens und zur staatlichen Kohäsion leisten? Und 
dürfen und sollen sich Kirchen überhaupt auf die 
Rolle von Lieferanten von Werten und sozialem 
Kitt für die Gesellschaft reduzieren lassen? Bedeu-
tet dies nicht letztendlich eine zivilgesellschaftliche 
Instrumentalisierung von Religion? Und muss nicht 
zuletzt vor dem Hintergrund der mittlerweile groß-
en nichtchristlichen Religionen und der weltan-
schaulichen Pluralisierung in Deutschland das 
Staat-Kirche-Verhältnis neu geordnet werden?
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ist Professor für Politikwissenschaft an der 
Universität Dortmund und wissenschaft-
licher Leiter der Politischen Akademie der 
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Vor hundert Jahren – 1906 – erschien die pro-

grammatische Schrift „Die Bedeutung des Protes-

tantismus für die Entstehung der modernen Welt“ 

des evangelischen Theologen Ernst Troeltsch. Er 

vertrat die These, die Reformation Luthers habe 

mit ihrer Betonung von Gewissensfreiheit und 

 Individualität kulturgeschichtlich einen Schub 

 zugunsten des modernen säkularen Leitbilds der 

Freiheit ausgelöst. Die Wertschätzung von Frei-

heitsrechten – von der Religions- bis zur Kunst- 

oder  Wissenschaftsfreiheit  –,  die  der  säkulare 

Staat gewährleistet, sei eine Folge und ein Erbe 

auch des Protestantismus. Die Zuordnung von Staat 

und Religion erfolgt in Troeltschs Denkansatz mit 

Hilfe einer ideengeschichtlichen Betrachtung, die 

sich um ein differenziertes Bild bemüht. 

Religion im säkularen Staat
HARTMUT KRESS

Hartmut Kreß

 ist Professor für Systematische Theologie 

an der Universität Bonn.

Eine viel engere Verzahnung schlägt demgegen-

über der katholische Staatsrechtslehrer Ernst-

Wolfgang Böckenförde vor. Seine vielzitierte For-

mulierung lautet: „Der freiheitliche, säkularisierte 

Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst nicht 

garantieren kann.“ Auf diese Weise wird für den 

heutigen säkularen Staat geradezu eine Abhängig-

keit von der Religion behauptet. Denn „der reli giö-

se Glaube“ – Böckenfördes Publikationen meinen 

damit durchweg den katholischen Glauben – be-

sitze eine „homogenitätsverbürgende Kraft“ und 

biete auch noch für den postkonfessionellen Staat 

die entscheidende geistige Grundlage. 

Demgegenüber ist aber hervorzuheben, dass die 

moderne Gesellschaft weltanschaulich pluralis-

tisch geworden ist. Die Auffassung, die katholische 

Lehre könne und solle Staat und Politik nach wie 

vor prägen, verdient Skepsis. Denn inhaltlich hat 

sich die katholische Kirche auf Positionen festge-

legt, die in einer pluralistischen Gesellschaft und 

im weltanschaulich neutralen Staat nicht verall-

gemeinerungsfähig  sind.  Hierzu  gehören  ihr 

Nein zu hormonellen Kontrazeptiva, zu nicht-

ehelichen Lebensgemeinschaften, zur In-vitro-

 Fertilisation, das absolute Nein zur embryonalen 

Stammzellforschung oder die Ablehnung des Ab-

bruchs künstlicher Ernährung bei irreversiblem 

Wachkoma, selbst wenn sich der Betroffene in 

 einer vorherigen Patientenverfügung hierzu ent-

schieden hat. Aus internationalen Kontexten wären 

andere Beispiele hinzuzufügen. Problematisch ist 

es, wenn die katholische Kirche für ihre Aussa gen 

einen Anspruch der Wahrheit erhebt, der die 

 Gläubigen und letztlich sogar Staat und Politik 

binden soll. Das moderne Verständnis von Persön-
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lichkeitsrechten und die individuelle Gewissens- 

und Religionsfreiheit hat sie erst mit geistes-

geschichtlicher Verspätung, nämlich auf dem II. 

V atikanischen Konzil 1965, rezipiert. 

So  betrachtet  kann  Böckenfördes  Denkmodell, 

das den säkularen Staat auf religiöse, enggeführt 

sogar auf katholische Prämissen verweist, nicht 

überzeugen. Stattdessen hat der Staat im Umgang 

mit den Religionen das Prinzip der Parität zu 

 beachten, das sich seit der Epoche der Reforma-

tion ausgebildet hat. Die verschiedenen Konfes-

sionen und Religionen, im heutigen Pluralismus 

auch der Islam, sind grundsätzlich gleich zu be-

handeln. Dies schließt ein, dass der Staat seine 

Kooperation mit den Religionen weiter ausbaut – 

gegenwärtig z. B. durch Integration des Islam in 

den Religionsunterricht, durch staatlich verant-

wortete Ausbildung islamischer Religionslehrer 

oder  durch  die  Einbeziehung  von  Repräsentan-

ten nichtchristlicher Religionen in Ethikgremien. 

Hierdurch wird zugleich der Gefahr entgegen-

gewirkt, dass Religionen oder Konfessionen sich 

weiter versäulen und sich auf ihren jeweiligen 

Binnenbereich zurückziehen. Es liegt nahe, das 

Staatskirchenrecht, das sich für die Regelung des 

Verhältnisses zwischen dem Staat und den großen 

christlichen Kirchen bewährt hat, zu einem um-

fassenden Religionsrecht fortzuentwickeln.

Daneben darf der säkulare Staat Grenzziehungen 

nicht aus dem Auge verlieren. Sofern erforderlich, 

wird er für den Schutz der individuellen Grund-

rechte seiner Bürger einzutreten haben, falls die-

se von Konfessionen, Religionen oder weltan-

schaulichen Gemeinschaften beeinträchtigt wer-

den. Davon abgesehen ist es ihm aufgrund des 

Prinzips der Religionsfreiheit aber verwehrt, sich 

in  die  Überzeugungen  und  inneren  Strukturen 

von Religionen oder Konfessionen einzumischen. 

Zwischen dem säkularen Staat und den Religionen 

besteht daher eine Asymmetrie: Nichteinmischung 

des Staates einerseits, Recht der Religionen auf 

Partizipation  am  öffentlichen  Diskurs  anderer -

seits. Kirchen und Religionen sollten letzteres auf-

greifen  und  sich  nicht  auf  sich  selbst  zurückzie -

hen, sondern sich in die gesellschaftliche Werte-

debatte einbringen – so sachgerecht wie möglich, 

als ein Dialogpartner neben anderen und mit 

 eigener Lernbereitschaft. 

Der heutige säkulare Staat ist allen Bürgern in der 

Vielfalt ihrer religiösen und auch nichtreligiösen 

Überzeugungen verpfl ichtet. Daher sollte auf reli-

giöse Legitimierungen des Staates verzichtet wer-

den. Die derzeitige Legitimationskrise des Staates 

aufzufangen und das Vertrauen in die politische 

Kultur und in die Staatsordnung wiederherzu-

stellen, bildet stattdessen eine Herausforderung 

für die praktische Politik selbst. Kriterium für 

 staatliches Handeln sind die Grund- und Freiheits-

rechte, die dem abendländischen kulturellen Erbe, 

auch dem Christentum, entstammen und z. B. im 

Verfassungsvertragsentwurf der EU von 2003  ihren 

Niederschlag gefunden haben. 
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Um eine Beschreibung des religiösen Wandels in 

Deutschland vornehmen zu können, sei zwischen 

den Dimensionen christlicher Kirchlichkeit, christ-

licher Überzeugung und außerkirchlicher Religio-

sität unterschieden. Die soziale Bedeutung christ-

licher Kirchlichkeit, gemessen anhand der Kir-

chenmitgliedschaft und der Beteiligung am kirch-

lichen Leben, ist in Deutschland seit Jahrzehnten 

rückläufi g. Auch wenn in den letzten Jahren die 

Zahl  der  Austritte  aus  den  Kirchen  zurückge-

gangen  ist,  hat sich die Austrittsrate in den letz-

ten 60 Jahren in Deutschland (West) insgesamt 

deutlich erhöht. Ebenso geht der Anteil der Kir-

chenmitglieder, die regelmäßig den Gottesdienst 

besuchen, seit den fünfziger Jahren zurück, wobei 

hier die jüngere Generation von den Rückgangs-

tendenzen überproportional stark betroffen ist.

Die soziale Akzeptanz christlicher Überzeugungen 

geht in Deutschland seit Jahrzehnten gleichfalls 

zurück. Zwischen 1991 und 1998 nahm nicht nur 

der Anteil derer, die schon immer nicht an Gott 

glaubten, zu. Bedeutsamer ist vielmehr, dass der 

Was glauben die Deutschen?
Bemerkungen zum religiösen Wandel in Deutschland

DETLEF POLLACK

Detlef Pollack 

ist Professor für Vergleichende Kulturso-

ziologie an der Universität Frankfurt/

Oder.

Anteil derer, die von sich sagen, sie hätten früher 

nicht an Gott geglaubt, aber glaubten heute, deut-

lich unter dem Anteil derer liegt, die von sich sa-

gen, sie hätten früher an Gott geglaubt, aber 

glaubten heute nicht mehr. Im Westen Deutsch-

lands stimmten der erstgenannten Aussage 1998 

25% zu, der letztgenannten dagegen nur 11%. 

Andere Indikatoren weisen in dieselbe Richtung 

und bestätigen das Bild der abnehmenden Zustim-

mung zu christlichen Glaubensaussagen.

Was nun die soziale Relevanz von Formen außer-

kirchlicher Religiosität wie Magie, Okkultismus, 

Esoterik, Tarot-Karten-Legen, Zen-Meditation, 

Bachblütentherapie, Astrologie oder Energie-

 Training angeht, so muss man zunächst sagen, 

dass die diesbezügliche Datenlage relativ dünn ist. 

Um Aussagen über Veränderungen im Zeitverlauf 

machen zu können, reichen die verfügbaren Daten 

oft nicht aus. Diejenigen, die wir haben, weisen 

darauf hin, dass nach einem Rückgang des Glau-

bens an außerkirchliche religiöse Phänomene in 

den fünfziger und sechziger Jahren seit Mitte der 

siebziger Jahre die Bedeutung dieser Glaubens-

formen leicht ansteigt. Noch immer ist es aber nur 

eine Minderheit, die Erfahrungen mit solchen Glau-

bensformen gemacht hat. Der Anteil bewegt sich 

in Westdeutschland oft nur bei 3–6%. Bei kaum 

einer Form außerkirchlicher Religiosität übersteigt 

der Anteil derer, die viel von diesen Formen hal-

ten, die 10%-Marke. In Ostdeutschland sind die 

Prozentsätze noch geringer. Obwohl das Interesse 

an Phänomenen außerkirchlicher Religiosität re-

la tiv groß ist, erreichen die Zustimmungszahlen 

nirgends das Niveau, auf dem sich die Akzeptanz 

traditionaler christlicher Glaubensformen, etwa 

des Glaubens an Gott, bewegt.

Stellt man die Frage, wie sich christliche Kirch-

lichkeit und christlicher Glaube auf der einen Sei-
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te und außerkirchliche Religiosität auf der anderen 

Seite zueinander verhalten, so kann man sagen, 

dass zwischen beiden weder eine positive noch 

eine negative Korrelation besteht. Formen außer-

kirchlicher Religiosität fi nden sich also innerhalb 

der christlichen Kirchen gleichermaßen wie außer-

halb von ihnen. Zugleich bedeutet dies, dass der 

Relevanzrückgang christlicher Religiosität und 

Kirchlichkeit nicht mit einem Aufschwung außer-

kirchlicher Religiosität verbunden ist. Wo es solche 

Zuwächse gibt – und es gibt sie –, können sie die 

Verluste der großen Kirchen nicht kompensieren. 

Die Kirchen sind mit anderen Worten nach wie vor 

der wichtigste Repräsentant der Religion in 

Deutschland.

Das heißt nicht, dass sich Prozesse religiöser In-

dividualisierung nicht vollziehen würden. In der 

Tat können wir beobachten, dass Individualisie-

rungsindizes wie Selbstbestimmung, Lebensge -

nuss oder die Ablehnung von Autorität und Gehor-

sam mit den traditionellen Formen des Christen-

tums negativ korrelieren, mit den modernen For-

men außerkirchlicher Religiosität dagegen positiv. 

In Großstädten, unter Jüngeren und unter Hoch-

gebildeten liegt die Zustimmung zu traditionellen 

christlichen Glaubensformen unter dem Durch-

schnitt, die Bejahung außerkirchlicher Religions-

formen, zumindest sofern modernere Formen be-

troffen sind, dagegen darüber. Diese Zusammen-

hänge weisen darauf hin, dass sich tatsächlich 

Tendenzen zur Entwicklung einer mehr subjek-

tiven, alternativen, synkretistischen Religiosität 

herausbilden, die mit der christlichen Überliefe-

rung eine Verbindung eingehen kann oder auch 

nicht. Wenn höhere Bildung, Wohnsitz in der 

 Großstadt und Jugend auf der einen Seite mit der 

Herausbildung neuartiger alternativer Religions-

formen einhergehen, diese Merkmale traditionale 

Formen von Kirchlichkeit andererseits aber eher 

negativ betreffen, dann heißt das zugleich, dass 

sich das religiöse Feld pluralisiert, wobei der Grad 

dieser Pluralisierung im Osten Deutschlands we-

niger stark ausgebildet ist als im Westen. Auch 

wenn die Tendenz zur Entwicklung subjektivierter 

außerkirchlicher Religionsformen unübersehbar 

ist, sollte diese Tendenz allerdings nicht über-

schätzt werden, denn bei den Anhängern dieser 

neuen Religionsformen handelt es sich um Min-

derheiten, die den generellen Trend der Bedeu-

tungsabnahme von Religion und Kirche nicht auf-

zuhalten vermögen.

Will man die religiösen Entwicklungstendenzen 

der letzten Jahrzehnte in Deutschland zusammen-

fassen, dann wird man sagen dürfen, dass die 

empirische Evidenz, die für die Gültigkeit der 

 Säkularisierungsthese spricht, überwältigend ist. 

Es nimmt nicht nur der Bestand der kirchlichen 

Mitgliedschaft ab und die Beteiligung am kirch-

lichen Leben, sondern auch der individuelle Glau-

be an christliche Vorstellungen und Lehrsätze. Die 

Zugewinne an außerkirchlicher Religiosität be-

wegen sich dagegen auf vergleichsweise niedrigem 

Niveau und stehen zudem zu den traditionellen 

Religionsformen nicht in einem Alternativverhält-

nis. Auch wenn die Prozesse religiöser Individua-

lisierung den generellen Säkularisierungstrend 

daher nicht umzukehren vermögen, bilden sie 

dennoch eine eigenständige Entwicklungsrichtung, 

die den allgemeinen Säkularisierungstrend einer-

seits partiell konterkariert, zu ihm andererseits 

aber auch selbst beiträgt. Das in den USA ent-

wickelte ökonomische Marktmodell vermag hin-

gegen zur Erfassung der ablaufenden religiösen 

Entwicklungsprozesse nur relativ wenig beizu-

steuern. Trotz einer wahrnehmbaren Erhöhung 

des Grades der religiösen Pluralität kommt es in 

Deutschland nicht zu einer beachtlichen Revita-

lisierung des religiösen Feldes. Auch die seit hun-

dert Jahren beobachtbare Verschärfung der Tren-

nung zwischen Staat und Kirche hat nicht zu einem 

Anstieg des Niveaus religiöser Aktivitäten und 

Überzeugungen geführt. Dass die religiösen An-

bieter aufgrund der staatskirchlichen Tradition 

nachlässig und indifferent gegenüber ihren poten-

ziellen Anhängern sind, wird man angesichts der 

enormen kirchlichen Anstrengungen, den Ent-

kirchlichungsprozess aufzuhalten und neue At -

trak tivität zu gewinnen, ebenfalls nicht behaupten 

können. So bleibt am Ende also festzuhalten, dass 

die Säkularisierungs- und die Individualisierungs-

these auf die Prozesse des religiösen Wandels in 

Deutschland recht gut anwendbar sind, das ame-

rikanische  Modell  des  religiösen  Marktes  hinge -

gen nicht.
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Herbert Schnädelbach: Braucht Deutschland Religion? Fünf Bemerkungen

1. Auf den ersten Blick scheint man diese Frage 

nur mit „Nein“ beantworten zu können, denn sie 

legt die Vorstellung nahe, Religion sei etwas, was 

irgendwo vorhanden sei und bereitstehe, um im 

Bedarfsfalle einem Land oder Volk wie eine Arz nei 

verordnet zu werden. Es könnte sein, dass man 

mit der Frage, wozu Religion gut sei und ob man 

sie entbehren könne oder nicht, ihren eigenen Sinn 

gerade verfehlt; sie setzt eine funktionale Pers pek-

tive auf die Religion voraus, die ein wirklich reli-

giöser Mensch oder eine entsprechende Kultur gar 

nicht einnehmen könnte. Lebten wir wirklich in 

einem religiösen Land, stellte niemand jene Fra -

ge; darum zeigt sie, wo sie ernsthaft diskutiert 

wird, einen areligiösen Umgang mit dem Reli giö-

sen an. Wenn man somit nach der Brauchbarkeit 

von Religion fragt, zeigt man schon dadurch an, 

dass man sie in Wahrheit nicht braucht, sondern 

etwas anderes, was man dafür hält.

2. Diese Behauptung könnte voreilig sein; darum 

zuvor einige Unterscheidungen im Religionsbe -

 griff. In objektiver Hinsicht ist Religion ein Teil-

system ausdifferenzierter sozialer Systeme, das in 

der Regel ein institutionelles Gefüge sowie eine 

Dogmatik und einen Kultus ausgebildet hat. Diesen 

sozialwissenschaftlichen Singular lösen wir aber 

immer auch in den Plural auf und sprechen dann 

von Religionen wie dem Christentum, dem Islam, 

dem Buddhismus etc., das heißt von in einer be-

stimmten Weise verfassten und sich voneinander 

unterscheidenden kulturellen Teilsystemen. Seiner 

subjektiven Bedeutung nach meint „Religion“ eine 

Lebensform von Individuen oder Gruppen oder 

einen Lebensstil, in dem das Geglaubte die gesam -

te Lebensführung bestimmt. Ein Schatten davon 

ist das, was heute wieder verstärkt nachgefragt 

wird: Religiosität als eine besondere Erlebnis-

qualität, als ein unbestimmtes Gestimmtsein, das 

meist „Spiritualität“ genannt wird, und ich bin si-

cher, dass nur das gemeint sein kann, wenn von 

der „Wiederkehr der Religion“ die Rede ist. Ich 

denke, wir können den subjektiven Religionsbe-

griff ausklammern; unser Land steht und fällt nicht 

mit dem Vorhandensein wirklich religiöser Men-

schen oder gelegentlichen Angeboten spiritueller 

Wellness. Religion ist auch in dem Sinn Privat sache, 

dass es nicht von öffentlichem Interesse ist, wenn 

Menschen in ihrem Glauben Halt, Trost und Orien-

tierung für ihr Leben fi nden; hier respektieren wir 

Intimitätsgrenzen. Aber wie ist es mit Religion(en) 

im objektiven Sinn?

3. Wir leben in einer modernen Kultur, deren 

Kennzeichen es ist, dass in ihr die kulturellen Teil-

bereiche auseinandergetreten sind und weitgehend 

unabhängig voneinander existieren; in ihnen gibt 

es kein kulturelles Zentrum mehr, das alles Übrige 

dominierte und steuerte. In unserer Geschichte 

war es das Christentum, das diese Funktion ein-

büßte, was zum einen Toleranz gegenüber anderen 

Religionen überhaupt erst ermöglichte, zugleich 

aber den religiösen Bereich insgesamt an den kul-

turellen Rand drängte. Seitdem brauchen wir die 

Religion nicht mehr zur Welterklärung, denn die 

Wissenschaften sind autonom und übernehmen 

diese Aufgabe, und Programme wie Creationism 

oder Intelligent Design sind pseudowissenschaft-

liche Rückzugsgefechte. Wir brauchen die Religion 

auch nicht zur Legitimation des Politischen; nach 

Jahrhunderten des Gottesgnadentums geht bei uns 

alle Staatsgewalt vom Volk aus – zumindest nach 

dem Text des Grundgesetzes. Wir benötigen die 

Religion auch nicht bei der Moralbegründung, ob-

wohl das sich noch nicht überall herumgesprochen 

hat. Viele Zeitgenossen glauben auch heute noch, 

ohne Gottes drohenden Zeigefi nger sähe niemand 

ein, warum man moralisch sein solle. Aber sind 

wir wirklich moralisch, wenn wir nur aus Angst 

vor Höllenstrafen oder in der Hoffnung auf Lohn 
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im Himmel das Böse lassen und das Gute tun? Ist 

das, was Gott geboten hat, gut, weil er es geboten 

hat, oder hat er es nicht geboten, weil es das Gu-

te ist? Auch die Moral steht auf eigenen Füßen, 

und selbst ein Atheist kann ein anständiger Mensch 

sein. In allen Lebensbereichen, sei es die Kunst, 

die Wirtschaft oder die Freizeit, reagieren wir 

empfi ndlich auf alles, was uns als religiöse Bevor-

mundung erscheint, und wir bestätigen damit 

ständig die unübersteigbar plurale Grundstruk tur 

unserer modernen Welt.

4. Gleichwohl wird vom Teilsystem „Religion“ stän-

dig erwartet, dass es bestimmte Aufgaben für das 

Gemeinwesen erfülle, und dies geschieht auch. Da 

ist die soziale Funktion der Religion in Gestalt 

kirchlicher Sozialarbeit. Die wäre nicht leicht zu 

ersetzen, denn diese Trägerschaft ist für den Staat 

billiger, als wenn er sie selbst übernehmen müss-

te. Ich sehe darin den wichtigsten Grund dafür, 

dass man sich im politischen Bereich vor jeglicher 

Religionskritik hütet, die Amtskirchen hofi ert und 

ihnen politische Einfl ussmöglichkeiten einräumt, 

die ihnen auf der Basis demokratischer Prinzipien 

gar nicht zustünden. Die Debatte über die euro-

päische Verfassung zeigt, welche kulturelle Funk-

tion viele der Religion beimessen: die Wahrung 

unserer kulturellen Identität durch Bewahrung 

unseres christlichen Erbes. Tatsächlich kommt es 

weitgehend nur noch als ästhetische Garnierung 

unseres praktischen Atheismus vor, und sonst 

konservieren wir es in Museen, zu denen inzwi-

schen auch viele Kirchen gehören. Dann wird im-

mer auf die christlichen Wurzeln unserer Kultur 

verwiesen, vor allem auf das „christliche Men-

schenbild“, wobei das jüdische Erbe meist weit 

unterschätzt und das antike Erbe in der Regel ganz 

übersehen  wird.  Bischof  Huber  behauptet,  die 

Idee der Menschenwürde könne man nur religiös 

begründen, und er steht damit allein gegen Cicero, 

Kant, Schiller oder Ernst Bloch. Die christliche 

Lehre von der Erbsünde und die Tradition des re-

lativen Naturrechts lassen außerdem vermuten, 

dass „Die Würde des Menschen ist unantastbar“ 

in Wahrheit ein heidnischer Satz ist. Was die Wur-

zeln betrifft, so sagt die Bibel: „An ihren Früchten 

sollt ihr sie erkennen“, und das heißt, bloße Her-

kunftsargumente zählen nicht. Neuerdings wird 

der Religion auch wieder eine pädagogische Funk-

tion zugemutet, im „Bündnis für Erziehung“ zwi-

schen der Regierung und den beiden großen Kir-

chen. Man sollte meinen, „Thron und Altar“, die 

Konfessionsschulen oder die kirchliche Schulauf-

sicht seien zum Glück vergessen, aber das ist of-

fensichtlich nicht der Fall. Natürlich soll das nicht 

so gemeint sein, aber wenn man auf Erziehung 

als Wertevermittlung setzt und dann behauptet, 

diese Werte seien spezifi sch christlich, während 

es sich dabei in Wahrheit um pseudoreligiöse 

 Wortfetische handelt, dann bedeutet dies die 

 Selbstermächtigung machtbewusster Berufs-

christen, die Leitlinien der normativen Erziehung 

unserer Kinder vorzugeben, und dafür gibt es 

 weder philosophisch noch politisch legitimierende 

Gründe. Besonders ärgerlich ist dabei, dass diese 

Aktion das verbreitete Vorurteil bedient,  ohne 

 Reli gion gäbe es keine Moral und die Pfarrer und 

Religionslehrer seien dazu da, die Leute Mores zu 

lehren; das nenne ich theologischen Populismus.

5. Mein Fazit: Deutschland als säkulares Gemein-

wesen und als dezentrierte, nur durch den im 

Grundgesetz festgeschriebenen öffentlich-recht-

lichen Konsens zusammengehaltene Gesellschaft 

braucht die Religion nicht, lässt aber Raum für 

alle, die in diesem Rahmen Religion brauchen und 

leben.
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1. Schon der Apostel Paulus, dann auch Martin 

Luther und ohnehin die katholische Kirche haben 

selber eingeräumt und tun dies auch heute, dass 

der sozialethische Teil der Zehn Gebote der 

Menschheit von Natur aus bekannt ist und folglich 

nicht nur durch die Kirchen, die angeblich nötig 

sind, um die Leute Mores zu lehren, vermittelt 

werden kann. Es ist also gar nicht notwendig, die 

Kirchen immer wieder daran zu erinnern, dass 

es doch auch unter religiösen Agnostikern Men-

schen mit hohen ethischen Begriffen gebe, die ja 

schließlich auch von der Philosophie der Aufklä-

rung und von den Anfängen der Ethik bei Platon 

und Aristoteles her sichergestellt seien.

2. Es ist aber immer wieder daran zu erinnern, 

dass der Philosoph Immanuel Kant gute Gründe 

hatte, wenn er zwar für die naturwissenschaft-

liche Welterkenntnis keine religiösen Vorgaben 

duldete, jedoch überraschenderweise behauptete, 

für die Ethik solle man doch Sicherungen und 

Grundlagen akzeptieren, die bis ins Religiöse 

hineinreichen. Man komme hier nicht aus ohne 

die drei Axiome Gott, Freiheit, Unsterblichkeit. 

Das wird heute oft wenn nicht als ein Fehler, so 

doch als ein überholter christlicher Rest bei Kant 

philosophisch kritisiert. Ob er dafür nicht doch 

gute und noch immer nachvollziehbare Gründe 

hatte, das müssen die Philosophen unter sich 

ausmachen, etwa bei der Fragestellung, ob denn 

die Philosophie mit Hilfe der Ratio wirklich gute 

Sitten in die Herzen der Menschen einzupfl anzen 

vermag, also die Gefühle für sittliche Werte und 

ihre tatsächliche Befolgung gefangen nehmen 

kann.

3. Unser deutsches Gesellschaftssystem setzt 

 eigentlich voraus, dass vom Elternhaus oder von 

der frühen sozialisierenden Umgebung eines 

Menschen her schon Orientierungen über wich-

tigste Werte, vielleicht auch religiös zu sehende 

Werte vermittelt werden und dass dann in der 

Schule weiter erzogen wird zur gegenseitigen 

Toleranz bzw. zur Achtung gegenüber anders-

denkenden Mitmenschen. Unser Dilemma heute 

ist, dass die Kinder das oft in die Schule nicht 

mitbringen, was hier vorausgesetzt wird, und 

dass ihnen die Schule das dann auch nicht geben 

kann oder sogar nicht einmal darf. Damit ist ein 

Mangel  in  unserer  Gesellschaft  angesprochen 

und ein wirkliches erzieherisches Problem, das 

zugleich eines unserer Bildungsprobleme ist. 

 Keiner hat das Rezept, wie es bestens gelöst wer-

den könnte. Auch Jürgen Habermas setzt ja vor-

aus, dass aufgrund religiöser Erziehung oder 

sonstiger weltanschaulich inhaltsvoller Werte-

vorgaben immer schon machtvolle unterschied-

liche Wertvorstellungen mitgebracht wurden, die 

dann im Diskurs bis zur Findung gemeinsamer 

Normen  vorangetrieben  werden  sollen.  Aber 

selbst das ist bei uns fraglich. Darum scheint es 

mir dringend erforderlich, dass heute auch und 

gerade in der Schule über die Hauptlehren und 

Sitten der Christenheit wie auch über die ande -
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rer Religionen gründlich informiert wird. Die 

Meinung, Religionen einschließlich des Christen-

tums seien Schnee von gestern, darf sich kein 

Kultusministerium und keine Lehrplankommis-

sion, die die Bildungsinhalte festlegt, zu eigen 

machen. Die Jugendlichen müssen mit diesem 

wichtigen Bildungsanteil der Wurzeln Europas 

ausführlich bekannt gemacht werden.

4. Obwohl Philosophen, zumal solche, die sich 

dem Kontext der Aufklärung verpfl ichtet wissen, 

heute im Allgemeinen dezidierte Verfechter der 

Menschenwürde und der Menschenrechte sind, 

folgt daraus nicht, unser Staat habe die Pfl icht, 

der Gesellschaft durch unsere Philosophenschaft 

die grundlegenden Werte eines humanen Zu-

sammenlebens einzuimpfen und anzuerziehen, 

und er könne dies nur durch Philosophen tun, 

wegen seiner Pfl icht zur weltanschaulichen Neu-

tralität. Man muss vielmehr konstatieren, dass 

der Staat als Staat überhaupt keine Weltanschau-

ung einzuimpfen hat. Aber Philosophie allein ist 

fast genauso vielstimmig, wenn nicht noch viel-

stimmiger, wie z. B. christliche Theologie, und 

es gibt auch bei der Berufung auf die Vernunft 

eben mehrere Vernünfte. Auch Philosophen sind 

Menschen mit den unterschiedlichsten ethischen 

Positionen, auch beispielsweise christlichen. Und 

Christen und europäische Theologen sind umge-

kehrt bereit, ethische Fragen mit vernünftigen 

Argumenten und guter philosophischer Bildung 

in gesamtgesellschaftlicher Verantwortung zu 

verhandeln. Wir sind keine Sektenmenschen. Und 

der Staat wird in seinem eigenen Interesse die 

freie öffentliche Auseinandersetzung aller dieser 

Stimmen zulassen und wünschen.

5. Auch wenn es unbedingt dabei bleibt, dass wir 

nicht aufs Christentum oder aufs Judentum und 

deren Religionsunterricht rekurrieren müssen, 

um zu lernen, dass wir nicht stehlen, nicht lügen, 

nicht töten, nicht ehebrechen sollen, gehört zur 

Ethik immer auch noch die Beantwortung der 

Frage, woher uns die Kräfte kommen, dass wir 

in schwierigen Lebenslagen diese Grundsätze 

auch befolgen und wie wir dabei mit Schuld um-

gehen. Ich bin nicht der Ansicht, dass unsere 

Gesellschaft derzeit vor der verzweifelten Frage 

steht, wo wir denn überhaupt noch Werte fi nden. 

Die sind mitten unter uns. Bei Philosophen wer-

den wir über die wichtigsten Werte so gut und 

vernünftig aufgeklärt – von der Freiheit bis zur 

Gerechtigkeit –, wie man das nur wünschen kann. 

Aber  der  alltägliche  Umgang  mit  den  Werten 

und die Bewährung mit ihnen fordert Kräfte, zu 

denen z. B. eine Glaubenshaltung und die Ver-

wurzelung in der Kirche sehr beitragen werden, 

zumal in der heutigen Kirche die Werte, die der 

Aufklärung so wichtig waren, ohnehin vertreten 

und oft sogar noch präzisiert werden, wie z. B., 

wenn wir heute über Schuldenerlass für die 

 Ärmsten nachdenken, was nicht unbedingt Aris-

toteles und der griechischen Philosophie ent-

springt.

6. Die Formulierung „Braucht Deutschland (wie-

der mehr) Religion?“ ist sehr unglücklich. Christ-

liche Theologie schweigt am besten zu solchen 

Fragen oder hilft, sie anders zu formulieren. Mir 

widerstrebt es zutiefst, Religion zu funktiona-

lisieren, um einen bestimmten Ethikbedarf zu 

stillen. Die großen Weltreligionen sind nichts, 

was man nach Bedarf staatlich einführen kann. 

Religion ist eine tiefere und eine umfassendere 

Herzensssache, als dass sie in der wünschens-

werten Stärkung der Sittlichkeit oder vielleicht 

auch in einer problematischen Sittlichkeit ganz 

aufginge. Was in einer Religion ergriffen wird, 

muss aus interesselosen reinen Motiven ergriffen 

werden. Ja, Religion ist und bleibt ein Ergriffen-

werden aus der Transzendenz. Mein Gewissen 

fragt mich, wie ich von Gott gebraucht werde. 

Eberhard  Jüngel  hat  ganz  richtig  gesagt:  „Für 

die Vernunft ist Gott nicht notwendig. Gott ist 

mehr als notwendig“.
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